
           
 

Berlin, 10.06.2026 
 
Kurzkommentierung: Änderungsantrag der CDU/CSU und SPD im Bundestag 
 
Laut Informationen der Fraktion der Partei "Die Linke" im Bundestag hat die 
Bundesregierung einen erneuten Änderungsantrag im Parlament eingereicht, der 
im Rahmen der nationalen Umsetzung der GEAS - Reform ab 12.06.2026 nun 
schnellstmöglich durchs Parlament gepeitscht werden soll. 
Dieser Änderungsantrag soll am heutigen Mittwoch bereits im Ausschuss beraten 
werden und Freitag ab mittags im Bundestag beraten werden. 
Einerseits sollen die drei Listen der so genannten „sicheren Herkunftsstaaten“ aus 
der nationalen und europäischen Liste nun im Gesetz vereint werden. Andererseits 
soll der noch nicht einmal in Kraft getretenen §87e Asylgesetz zu den 
Übergangsfristen in der Umsetzung der GEAS- Rechtsakte gekippt werden und 
somit nun völlige Rechtsunsicherheit geschaffen werden. 
Kommt dieser Änderungsantrag so durch den Bundestag, droht damit zusätzlich zu 
den jetzt schon betroffenen Staatsangehörigen geflüchteten Menschen aus 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Ghana, Kosovo, Moldau, 
Montenegro, Nordmazedonien, Senegal und Serbien ebenfalls geflüchteten 
Menschen aus Ägypten, Bangladesch, Indien, Kolumbien, Marokko, Tunesien und 
der Türkei damit unbegrenzte Wohnverpflichtung in „Erstaufnahmeinrichtungen“ 
und Arbeitsverbote in der ersten Phase ihres Asylantrags und dann vor allem wenn 
Sie Inhaber*innen von Duldungen sind.  
 
Zu erwarten ist ein riesiges Behördenchaos und Überlastung der Gerichte, 
da durch die schwer überblickbaren Vorgaben Gerichte Klarheit schaffen werden 
müssen. 
 
Vor allem bedeutet dieser Vorstoß aber: noch mehr Leid unter dem Großteil der 
geflüchteten Menschen in Berlin, die keinen Zugang mehr zum Arbeitsmarkt 
bekommen werden und somit von Selbstbestimmung, Teilhabe und der Erlangung 
einer arbeitsmarktbezogenen Bleiberechtsmöglichkeit ausgeschlossen werden 
sollen, die es doch so explizit im Aufenthaltsrecht gibt. 
Unser Appell richtet sich daher an die Berliner Bundestagsabgeordneten: diesem 
Änderungsantrag darf nicht zugestimmt werden! 
Arbeitsverbote für Menschen aus so genannten "sicheren Herkunftsstaaten" 
gehören abgeschafft. Immer wieder greifen deutsche Gerichte das Konzept des so 
genannten sicheren Herkunftsstaats an- wie erst jüngst im Fall Albanien. 
Auch nach dem Ende eines Asylverfahrens können geduldete Menschen häufig 
nicht in ihre Herkunftsländer zurückkehren: Krankheit, Krieg, Verelendung können 
Folgen sein.  
 

https://www.instagram.com/p/DZZnzj6jpu3/


Auch kann Berlin längst nicht alle geduldeten Menschen aus diesen Gründen 
gar nicht abschieben, da ihnen eine Duldung auf Grund der individuellen 
Lebensumstände zugesprochen wurde. 
 
Im Änderungsantrag sind auch die viel kritisierten, fach- und realitätsfremden 
Regelungen zur "Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen" 
enthalten, die drohen, Familien mit binationalem Hintergrund pauschal unter 
Generalverdacht zu stellen. 
 
 
Weiterführende Infos: 
 
https://fluechtlingsrat-berlin.de/presseerklaerung/24-02-2026-offener-brief-
generalverdacht-gegen-familiengefaehrdet- 
kindeswohl/ 
 
https://www.ggua.de/aktuelles/einzelansicht/zusaetzliche-sichere-
herkunftsstaaten-koalition-plantarbeitsverbote- 
unbefristete-lagerpflicht-und-einreisesperren/ 
 
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/Dateien_fuer_Meldunge
n/GEASAnpassungsG_ 
260513_iv.pdf 
 
Bei Fragen oder Hinweisen schreibt gern an buero@fluechtlingsrat-berlin.de 
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